
FÜR UNTERNEHMER

Keine Identität zwischen einer 
Erbengemeinschaft und einer aus den 
Miterben gebildeten GbR
Geklagt hat eine Grundstücksgemeinschaft (GbR), die 
aus einer Erbengemeinschaft hervorgegangen ist und 
deren drei Gesellschafter Geschwister sind.

Gemeinsam erbten sie 2005 verschiedenen Grundbesitz 
sowie sämtliche Geschäftsanteile an einer GmbH (Hotel). 
2011 übertrugen zwei der Geschwister ihre Geschäftsan­
teile an der GmbH an das dritte Geschwister. Das Fi­
nanzgericht ist davon ausgegangen, dass zwischen den 
Beteiligten unstreitig vom Erbanfall bis zu dieser Übertra­
gung eine Betriebsaufspaltung zwischen der Klägerin 
und der GmbH bestanden habe. Nach Übertragung aller 
Geschäftsanteile auf eine Person soll nach den Feststel­
lungen des Finanzgerichts die Klägerin ihr Verpächter­
wahlrecht ausgeübt haben.

Die Beteiligten streiten über die steuerliche Behandlung 
von Einnahmen (2008) bzw. Aufwendungen (2009 bis 
2012) aus einem Swap­Geschäft in den Streitjahren (2008 
bis 2012). Die Klage vor dem Finanzgericht Köln war er­
folgreich.

Im Verfahren der gesonderten und einheitlichen Feststel­
lung nach § 179 Abs. 2 Satz 2, § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. a AO sind die Erbengemeinschaft und die aus den 
Miterben gebildete GbR als jeweils selbstständige Fest­
stellungssubjekte zu behandeln. Bestehen beide Feststel­
lungssubjekte fort, ist für jedes ein eigenständiges 
Feststellungsverfahren durchzuführen. 

Ein identitätswahrender Formwechsel einer Erbengemein­
schaft in eine GbR ist nach dem Umwandlungsgesetz 
(UmwG)  nicht möglich. Eine Identität zwischen der Erben­
gemeinschaft und der aus den Miterben gebildeten GbR 
ist folglich nicht gegeben.

Quelle: BFH
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Der Bundesfinanzhof (BFH) hat  in einem aktuellen Urteil
entschieden,  dass  die  Erstattung  von  Telefonkosten  für
einen  vom  Arbeitnehmer  abgeschlossenen  Mobilfunk-
vertrag durch den Arbeitgeber auch dann nach § 3 Nr. 45
EStG  steuerfrei  ist,  wenn  der  Arbeitgeber  das
Mobiltelefon,  durch  dessen  Nutzung  die  Telefonkosten
entstanden  sind,  von  dem  Arbeitnehmer  zu  einem
niedrigen,  auch  unter  dem  Marktwert  liegenden  Preis
erworben hat  und er  das  Mobiltelefon dem Arbeitnehmer
unmittelbar  danach  wieder  zur  privaten  Nutzung
überlässt.  Weitere  aktuelle  Entscheidungen  finden  Sie  in
unserem Informationsschreiben.

Unsere Themen im Überblick:

- Keine Identität zwischen einer Erbengemeinschaft und 
  einer aus den Miterben gebildeten GbR
- Vermietung von Wohncontainern an Arbeitnehmer
- BFH: Keine Erbschaftsteuer bei Erwerb durch 
  ausländisches Vermächtnis
- Absetzung für Abnutzung (AfA) von Gebäuden nach 
  der kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer
- Restnutzungsdauer eines Mietobjekts
- Beförderung von kranken und verletzten Personen
- Zuflusszeitpunkt bei Bonuszinsen
- Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der Opfer 
  des Erdbebens in der Türkei und in Syrien
- Spenden für technische Hilfe zur Reparatur 
  kriegsbeschädigter Infrastruktur in der Ukraine
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Besteuerung der Vermietung nicht orts­
fester Wohncontainer an Arbeitnehmer
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil 
entschieden, dass allgemein die Vermietung von Wohn­ 
und Schlafräumen durch einen Unternehmer zur kurzfris­
tigen Beherbergung von Fremden und damit auch die 
Vermietung von Wohncontainern an Erntehelfer durch     
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG begünstigt ist.

Der Kläger betreibt eine Landwirtschaft mit Schwerpunkt 
Spargel­ und Beerenanbau. Er beschäftigte in den Be­
steuerungszeiträumen 2014 bis 2017 (Streitjahre) sai­
sonal rund 100 Erntehelfer, an die er Räume in 
Wohncontainern vermietete. Die Wohncontainer (Dreier­ 
und Einzelblocks) waren nicht in das Erdreich eingelas­
sen, sondern standen auf Steinsockeln und waren über 
gepflasterte Wege zu erreichen.

Die Dreierblocks waren Eigentum des Klägers und befan­
den sich dauerhaft auf dessen Gelände, während die Ein­
zelcontainer vom Kläger angemietet wurden und nur 
während der Saison bei ihm aufgestellt waren. Zwischen 
dem Kläger und den Erntehelfern wurden neben den Ar­
beitsverträgen "Leistungsverträge" geschlossen, in denen 
die Miete kalendertäglich vereinbart war.

Der Kläger meldete seine Umsätze aus der Vermietung 
der Räume an Erntehelfer für die Streitjahre zum ermä­
ßigten Steuersatz an.

Im Anschluss an eine Außenprüfung kam das Finanzamt 
zu dem Ergebnis, die betreffenden Umsätze unterlägen 
dem Regelsteuersatz, weil die Unterkünfte keine dauer­
haft feste Verbindung zum Grundstück besaßen. Die Kla­
ge vor dem Finanzgericht Baden­Württemberg hatte 
Erfolg.

Der Kläger hat durch die Gewährung von einer Unterkunft 
an die Erntehelfer steuerbare und steuerpflichtige Leis­
tungen erbracht. Diese unterliegen dem ermäßigten Steu­
ersatz. Die Steuerermäßigung nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 
Satz 1 UStG umfasst auch die Vermietung von Wohn­ 
und Schlafräumen in nicht ortsfesten Wohncontainern. 
Dem Wortlaut des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG selbst 
ist nicht zu entnehmen, dass er sich lediglich auf die Ver­
mietung von Grundstücken bezöge. Vielmehr begünstigt 
die Vorschrift allgemein die Vermietung von Wohn­ und 
Schlafräumen durch einen Unternehmer zur kurzfristigen 
Beherbergung von Fremden.

Quelle: BFH, Urteil vom 29.11.2022 (XI R 13/20), veröffentlicht 9.3. 2023

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE 
VORSORGE

BFH: Keine Erbschaftsteuer bei Erwerb 
durch ausländisches Vermächtnis
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass in 
Deutschland belegene Immobilien steuerfrei vermacht 
werden können, wenn der Erblasser dem Begünstigten 
die Immobilie durch ausländisches Vermächtnis zuwen­

det, vorausgesetzt weder der Erblasser noch der Begüns­
tigte sind Deutsche und beide leben im Ausland.

Geklagt hatte eine in den USA lebende Frau, deren  in 
der Schweiz lebende Tante ihr eine Immobilie in München 
vermacht hatte. Das Finanzamt verlangte Erbschaftsteu­
er, die Klägerin war hingegen der Auffassung, sie schulde 
aufgrund ihres ausländischen Wohnsitzes und ihrer da­
durch nur beschränkten Steuerpflicht in Deutschland kei­
ne Steuer.

Der gleichen Auffassung war auch der BFH. Wendet ein 
im Ausland lebender Erblasser einer ebenfalls im Ausland 
lebenden Person durch Vermächtnis inländischen Grund­
besitz zu, muss der ausländische Begünstigte hierauf kei­
ne deutsche Erbschaftsteuer bezahlen.

Anders als deutsche Staatsangehörige und Personen mit 
Wohnsitz oder dauerhaftem Aufenthalt in Deutschland 
sind ausländische Erben oder Vermächtnisnehmer nur in 
beschränktem Umfang steuerpflichtig. Sie zahlen Erb­
schaftsteuer ausschließlich für den Eigentumserwerb an 
bestimmten gesetzlich definierten Vermögenswerten, dar­
unter grundsätzlich inländische Immobilien. Werden sie 
jedoch im Testament des Erblassers durch Vermächtnis 
mit solchen Immobilien bedacht, bleibt dies ausnahms­
weise steuerfrei. 

Quelle: Bundesfinanzhof Pressemitteilung Nr. 14/23 vom 28.02.2023

BAUHERREN UND VERMIETER

Absetzung für Abnutzung (AfA) von 
Gebäuden nach der kürzeren 
tatsächlichen Nutzungsdauer

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am      
22. Februar 2023 ein Schreiben zur Absetzung für Abnut­
zung (AfA) von Gebäuden nach der kürzeren tatsächli­
chen Nutzungsdauer (§ 7 Absatz 4 Satz 2 Einkommen­ 
steuergesetz) veröffentlicht.

Bereits 2021 (IX R 25/19, BFH/NV 2022 S. 108) hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass Steuerpflichti­
ge, die sich nach § 7 Absatz 4 Satz 2 Einkommensteuer­
gesetz (EStG) auf eine kürzere tatsächliche Nutzungs­ 
dauer des Gebäudes berufen, sich jeder Darlegungsme­
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thode bedienen können, die im Einzelfall zur Führung des 
erforderlichen Nachweises geeignet erscheint.

Das BMF geht in seinem Schreiben auf die folgenden 
Punkte ein:

­ AfA von Gebäuden nach typisierten festen AfA­Sätzen

­ AfA von Gebäuden nach der kürzeren tatsächlichen 
  Nutzungsdauer

­ Rechtfertigungsgründe für eine AfA nach der kürzeren
   tatsächlichen Nutzungsdauer

­ Besondere Betriebsgebäude und bestimmte Gebäude­
 teile, die selbstständige unbewegliche Wirtschaftsgüter
  sind

­ Gebäude, bei denen die objektiven Umstände im Einzel­
  fall eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer vermuten
   lassen

­ Maßgebliche Kriterien für die Schätzung einer kürzeren
  tatsächlichen Nutzungsdauer

­ Nachweismethoden

­ Anwendung

Dieses Schreiben ist ab dem Zeitpunkt seiner Bekanntga­
be im Bundessteuerblatt (BStBl) auf alle offenen Fälle an­
zuwenden.

Quelle: BMF, Schreiben vom 22.2.2023

Restnutzungsdauer eines Mietobjekts 
nach der Immobilienwertverordnung
Das FG Münster hat entschieden, dass vom Steuerpflich­
tigen eingeholte Wertgutachten, in denen die Restnut­
zungsdauern von Mietobjekten nach der Immo­ 
bilienwertverordnung (ImmoWertV) berechnet werden, für 
die Ermittlung der AfA herangezogen werden können.

Das Verfahren der Gebäudesachwertermittlung nach der 
ImmoWertV (§§ 21 ff. i. V. m. § 6 Abs. 6 ImmoWertV) zur 
Ableitung der wirtschaftlichen Restnutzungsdauer für 
Wohngebäude unter Berücksichtigung von Modernisie­
rungen ist im Wesentlichen nicht darauf gerichtet, die tat­
sächliche Nutzungsdauer i. S. von § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG 
zu ermitteln, aber das Verfahren kann geeignet sein,  eine 
Schätzungsgrundlage zu bilden.

Quelle: FG Münster, Urteile v. 14.2.2023

FÜR HEILBERUFE

BFH: Steuerfreie Beförderung von 
kranken und verletzten Personen
Die Beförderung kranker oder verletzter Personen oder 
solcher mit Behinderung durch einen hierfür anerkannten 
Unternehmer ist als „eng mit der Sozialfürsorge und der 
sozialen Sicherheit verbundene Dienstleistung“ i. S. des 
Art. 132 Abs. 1 Buchst. g MwStSystRL steuerfrei.

Der Kläger (bzw. die GmbH) erbrachte im Besteuerungs­
zeitraum Personenbeförderungsleistungen ausschließlich 
für kranke, behinderte oder verletzte Personen. Die dem 
Kläger und der GmbH erteilten Genehmigungen zum Ver­
kehr mit Mietwagen nach § 49 des Personenbeförde­
rungsgesetzes (PBefG) galten "nur für Fahrgäste, die auf 
Grund ihrer körperlichen, geistigen und/oder seelischen 
Verfassung zur Einrichtung, Behandlung, Therapie, Ar­
beitsstätte, Krankenhaus, Arzt etc. und/oder zurück ge­
fahren werden müssen, evtl. im Rollstuhl sitzend oder im 
nicht qualifizierten Liegendtransport, einschließlich Be­
gleitpersonen". 

Die Transportleistungen wurden zum großen Teil direkt 
gegenüber den gesetzlichen Krankenkassen oder Berufs­
genossenschaften abgerechnet. 

Hierfür war erforderlich, dass die Krankenbeförderung 
ärztlich verordnet worden war. Weitere Beförderungsleis­
tungen, insbesondere von Menschen mit Behinderung, 
wurden aufgrund von Vereinbarungen mit verschiedenen 
Einrichtungen und Verbänden, z. B. des Landschaftsver­
bandes, Arbeitsämtern und verschiedenen Krankenhäu­
sern, durchgeführt oder die beförderte Person erhielt 
selbst eine Rechnung.

Nach Außenprüfungen beim Kläger und bei der GmbH 
gelangten Finanzamt (FA) und Finanzgericht zu der Auf­
fassung, dass die Voraussetzungen für eine Steuerbefrei­
ung nach § 4 Nr. 17 Buchst. b des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG) nur teilweise vorlägen. Nicht alle Fahrzeuge des 
Klägers bzw. der GmbH seinen für die Beförderungen von 
kranken und verletzten Personen besonders eingerichtet.

Mangels Abgabe von Steuererklärungen für die Besteue­
rungszeiträume 2010 und 2011 sowie wegen fehlender 
Aufzeichnungen bezüglich der einzelnen Verwendung der 
Fahrzeuge führte das FA Schätzungen durch. Soweit es 
zur Steuerpflicht von Umsätzen gelangte, schätzte es die 
Anteile der zum Regelsteuersatz sowie der – soweit Kran­
kentransporte auf Grundlage und im Rahmen einer Son­
dervereinbarung z. B. mit einer Krankenkasse durchge­ 
führt wurden – ermäßigt besteuerten Umsätze.

Der BFH entschied, dass die Personenbeförderungen 
nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. g MwStSystRL  wegen leis­
tungs­ und an personenbezogener Voraussetzungen 
steuerfrei sind. 
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LESEZEICHEN

Steuerliche Maßnahmen zur 
Unterstützung der Opfer des Erdbebens 
in der Türkei und in Syrien 

Das Erdbeben in der Türkei und in Syrien im Februar 
2023 hat sehr großes menschliches Leid und massive 
Schäden an der Infrastruktur verursacht. Wegen der ho­
hen Anteilnahme und Spendenbereitschaft in der Bevöl­
kerung werden die der Unterstützung der Betroffenen des 
Erdbebens in der Türkei und in Syrien dienenden Verwal­
tungsregelungen im Einvernehmen mit den obersten Fi­
nanzbehörden der Länder in diesem Schreiben 
zusammengefasst: tinyurl.com/mr59bdrf

Spenden für technische Hilfe zur 
Reparatur kriegsbeschädigter 
Infrastruktur in der Ukraine
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am     
13. März 2023 ein Schreiben zu Spenden für technische 
Hilfe zur Reparatur kriegsbeschädigter Infrastruktur in der 
Ukraine veröffentlicht: tinyurl.com/2p88tuk8

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer
11.04.2023 (14.04.2023)   

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
24.04.2023 (Beitragsnachweis)
26.04.2023 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.
* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie des­

halb unsere Briefe zur Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie 

vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich unsere Beratung in Anspruch 

nehmen, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

Gegenstand der Personenbeförderung des Klägers und 
der GmbH war ausschließlich der Transport kranker oder 
verletzter Personen oder solcher mit Behinderung. Dabei 
ist es unerheblich, ob die beförderten Personen aufgrund 
ihrer körperlichen, geistigen oder seelischen Verfassung 
die spezielle Beförderung benötigten. Die Leistungen wa­
ren eng mit der Sozialfürsorge oder der sozialen Sicher­
heit verknüpft. Außerdem waren die Fahrzeuge mit 
Notfall­Sets sowie Sauerstoff ausgerüstet.

Quelle: BFH, Urteil vom 24. August 2022 (XI R 25/20), veröffentlicht am 

22. Dezember 2022

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Zuflusszeitpunkt bei Bonuszinsen aus 
einem Bausparvertrag
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 15. No­
vember 2022 (VIII R 18/20) entschieden, dass Bonuszin­
sen aus einem Bausparvertrag dem Steuerpflichtigen 
nicht bereits mit dem jährlichen Ausweis der Zinsen auf 
einem von der Bausparkasse geführten Bonuskonto zu­
fließen, wenn ein Anspruch auf die Bonuszinsen nur nach 
einem Verzicht auf das Bauspardarlehen entsteht. Die 
Bonuszinsen werden erst bei Auszahlung des Bauspar­
guthabens fällig und über sie kann nur in Verbindung mit 
dem Bausparguthaben verfügt werden.

Im Jahr 1995 hat der Kläger einen Bausparvertrag mit An­
spruch auf ein zinsgünstiges Darlehen abgeschlossen. 
Beim Verzicht auf dieses Darlehn erhält er unter bestimm­
ten Bedingungen einen Bonuszins, der bei Auszahlung 
des gesamten Bausparguthabens fällig und gutgeschrie­
ben wird.

Im Jahr 1995 und in den Folgejahren nahm der Kläger 
unregelmäßige Einzahlungen auf den Bausparvertrag vor. 
Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagungen für die 
Jahre 2010 und folgende gab der Kläger an, neben Gut­
habenzinsen  u. a. einen "Bonus" aus dem Bausparver­
trag erzielt zu haben. Das Finanzamt (FA) veranlagte den 
Kläger erklärungsgemäß.

Aufgrund einer Kontrollmitteilung der Oberfinanzdirektion 
(OFD) Niedersachsen erhielt das FA Kenntnis davon, 
dass der Kläger im Streitjahr Kapitalerträge erhalten hat­
te, für die kein Abzug von Kapitalertragsteuern durchge­
führt worden war, woraufhin das FA den Bescheid 
änderte.

In seiner Entscheidung zur Rechtmäßigkeit des geänder­
ten Bescheids führte der BFH aus, dass dem Steuer­
pflichtigen Einnahmen aus Kapitalvermögen erst dann 
zugeflossen sind, wenn er die wirtschaftliche Verfügungs­
macht über die in Geld oder Geldeswert bestehenden Gü­
ter erlangt hat. Geldbeträge fließen in der Regel dadurch 
zu, dass sie bar ausgezahlt oder einem Konto des Em­ 
pfängers bei einem Kreditinstitut gutgeschrieben werden.

Quelle: BFH, Urt. v. 15.11.2022 ­ VIII R 18/20
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